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Sistierung von Rentenzahlungen infolge nachrichtenloser Abwesenheit
Problem- und Fragestellung

Wir betreuen einen Klienten (ledig, nicht unterstützungspflichtig) nach Art. 393 Ziff. 2 ZGB. Der Klient wird seit 14. Januar 2005 vermisst. Er wohnte in einem Wohnheim (Institution mit psychosozialer Betreuung). Er ist suizidgefährdet und wir müssen davon ausgehen, dass er sich das Leben genommen haben könnte. 

IV-Rente, Ergänzungsleistungen und BVG-Rente wurden allesamt per 1.3.2005 sistiert. Begründet wurden diese Sistierungen mit Verweis auf Art. 38 Abs. 2 ZGB (die Wirkung der Verschollen-erklärung wird auf den Zeitpunkt der Todesgefahr oder der letzten Nachricht zurückbezogen). 

Die Krankenkasse wurde per 31.1.2005 sistiert. Im Wohnheim ist er ab dem 2.2.2005 abgemeldet. 
Es gibt noch offene Rechnungen, die wir nicht bezahlen können. 

Fragen: Müssten die Renten nicht trotz Vermisst-Sein weiter bezahlt werden resp. wie steht es mit unserer Verantwortlichkeit gegenüber den Erben auf eventuell berechtigte Rentenzahlungen verzichtet zu haben?
Erwägungen

Als Vorbemerkung erlaube ich mir den Hinweis, dass die Massnahme nach Art. 393 Ziff. 2 ZGB vorliegend allenfalls nicht die geeignete Massnahme darstellt. Art. 393 ZGB beinhaltet die Vermögensverwaltung; das Verwalten von Renten resp. das Zahlen von Rechnungen für den Lebensunterhalt fällt üblicherweise nicht darunter und wäre mittels Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 ZGB zu gewährleisten. 
Der Tod einer verschwundenen Person kann zivilstandsamtlich registriert werden, wenn ihr Ableben trotz Fehlens der Leiche als "sicher" erscheint (Art. 34 ZGB). Die Praxis stellt hohe Anforderungen an den Nachweis des sicheren Todes: Erforderlich ist, dass jemand beispielsweise vor Augenzeugen in eine bodenlose Gletscherspalte stürzt oder dass der Tod anderweitig beweisbar ist. Allein der Umstand, dass eine suizidgefährdete Person vermisst wird, erfüllt das Erfordernis des „sicheren“ Todes i. S. v. Art. 34 ZGB nicht. 
Ist der Tod einer Person nicht "sicher", sondern lediglich "höchst wahrscheinlich", namentlich weil die Person in hoher Todesgefahr verschwunden oder seit langer Zeit nachrichtenlos abwesend ist, erfolgt der Eintrag im Todesregister aufgrund eines Urteils des Zivilgerichts im Verfahren der Verschollenerklärung (Art. 35 ff. ZGB). Das Gesuch um Verschollenerklärung kann bei Verschwinden in hoher Todesgefahr nach einjähriger Wartefrist seit dem Zeitpunkt der Todesgefahr, bei nachrichtenloser Abwesenheit nach fünfjähriger Wartefrist seit der letzten Nachricht eingereicht werden. Vorliegend - suizidgefährdete Person wird vermisst - kommt gegebenenfalls die Verschollenerklärung infolge langer nachrichtenloser Abwesenheit in Frage; das entsprechende Gesuch kann frühestens am 14. Januar 2010 eingereicht werden. 
Rentenansprüche erlöschen mit dem Tod des Berechtigten (vgl. z. B. Art. 30 IVG). Dem Tod gleichgestellt ist in Anknüpfung an Art. 38 ZGB die Verschollenerklärung. 

Sinn und Zweck von Sozialversicherungsleistungen sind die Deckung des Existenzbedarfs. 
Wenn und solange der Aufenthalt der berechtigten Person unbekannt ist, dürfen Leistungen gemäss der Rentenwegleitung
 des Bundesamtes für Sozialversicherungen nicht ausbezahlt werden. Die Ausrichtung von Rentenleistungen von der Klärung der präjudiziellen zivilrechtlichen Frage über Leben oder Tod der berechtigten Person abhängig zu machen resp. solange zu sistieren, bis Klarheit über diese Frage geschaffen ist, ist in diesem Zusammenhang zulässig. 

Die Sozialversicherungen nutzen die Möglichkeit der Sistierung, weil sie damit dem Umstand vorbeugen können, zu einem späteren Zeitpunkt (falls die verschwundene Person tot aufgefunden oder als verschollen erklärt wird) die allfällig zu unrecht bezogenen Rentenzahlungen zurückfordern zu müssen. 

In BGE 110 V 248ff. hat das Bundesgericht entschieden, dass Renten bis zur richterlichen Aufhebung der Verschollenenerklärung auszurichten sind und dass für die Zeit der rechtsgültigen Verschollenheit keine Rückerstattungspflicht besteht (in casu tauchte die als verschollen erklärte Person in Spanien wieder auf und die Verschollenerklärung wurde aufgehoben). Als Umkehrschluss und angepasst auf den hier unterbreiteten Fall bedeutet das, dass die Renten für den Klienten grundsätzlich bis zur richterlichen Verschollenerklärung geschuldet sind, und zwar auch dann, wenn sie einstweilen sistiert sind. 
Die Sistierung der Rente ist grundsätzlich mit anfechtbarer Verfügung mitzuteilen. Gegen diese Verfügung kann Einsprache erhoben werden. Wenn keine anfechtbare Verfügung vorliegt oder die entsprechende Einsprachefrist ungenutzt verstrichen ist, bleibt die Möglichkeit, den Versicherungen mittels ordentlicher Korrespondenz mitzuteilen, dass auf die geschuldeten Leistungen nicht verzichtet wird, dass von der vorsorglichen Einstellung aber Kenntnis genommen wird. 

Fazit
Da es sich vorliegend um eine Sistierung der Rentenzahlung handelt, die Renten also lediglich vorsorglich eingestellt sind, verzichten weder Sie noch Ihr Klient auf die Rentenzahlungen. Der Anspruch besteht grundsätzlich nach wie vor, lediglich das Geld fliesst momentan nicht. Sobald die Voraussetzungen zum Rentenbezug wieder erfüllt sind (konkret: Aufenthalt der berechtigten Person ist bekannt resp. Ihr Klient taucht wieder auf), müssen die Renten rückwirkend ab Sistierungsdatum nachgezahlt werden.
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